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Pressemitteilung
Abfallwirtschaft Münster

Die UWG verlangt eine neue Kalkulation der Gebühren für die Bio- und Restmülltonnen sowie deren entsprechende Neuberechnung. Die bisher ergangenen Abgabebescheide der Stadt Münster dürften insoweit fehlerhaft sein, weil die AWM die Gebühren für die beiden Tonnen nicht getrennt kalkuliert. Aus diesem Grund unterlag die Stadt in einem vor dem Verwaltungsgericht Münster geführten Verfahren über die Höhe der Müllgebühren. Vom Gericht vor die Wahl gestellt, die genannten Gebühren getrennt kalkuliert vorzulegen oder der Klägerin die Kosten zu erstatten, hat ihr die Stadt für das im Streit befindliche Abgabejahr die Gebühren voll erstattet. Daraus folgt nach Auffassung des politischen Sprechers der UWG Andreas Ahrenbog zwingend, dass die AWM ihre Gebühren in Zukunft neu kalkulieren muss.
Der UWG drängt sich die Frage auf, warum sich die Stadt geweigert hat, die Transparenz in der Gebührenkalkulation für Bio- und Restmülltonnen herzustellen. Fakt ist, dass die Biotonne in Münster erheblich teurer ist als in vergleichbaren Städten. Sollten die Biomüllgebühren  benutzt worden sein, die Gebühren für die Restmüllabfuhr niedrig zu halten, diese also zu subventionieren, ist die Münsteraner Abfallwirtschaft mit der MBA (Mechanisch Biologischen Abfallbehandlungsanlage) viel zu teuer und in hohem Maße unwirtschaftlich, zumal 47% des Restmülls wegen Unabbaubarkeit in der Anlage ohnehin der Verbrennung zugeführt werden.
Das Verhältnis von ökologischem Nutzen der Münsteraner Abfallwirtschaft  und der Gebührenbelastung der Bürger muss nach Auffassung der UWG deshalb auf den Prüfstand. Nicht eine Gebührenerhöhung, wie bereits angekündigt von 10 bis 15% im Jahr 2010, sondern eine Stabilisierung und Senkung der Gebühren ist notwendig. Es sollte deshalb schon jetzt über ein anderes Konzept der Abfallbeseitigung nachgedacht werden.  Ob dem eine Vertragsbindung mit dem Betreiber der Anlage (Remondis) entgegensteht, sollte dringend Gegenstand von Verhandlungen werden.
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